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zur Veränderung der Normen oder zu ihrer besseren 
Durchsetzung einzuleiten sind. Die Kontrolle der sozialen 
Wirkungen des Rechts ist eine wichtige Voraussetzung, um 
die gesellschaftliche Wirksamkeit des Rechts zu erhöhen.

Es ist angesichts der Vielfalt und Kompliziertheit ge­
sellschaftlicher Prozesse ganz natürlich, daß die mit einer 
rechtlichen Regelung angestrebten politischen und sozialen 
Ziele nicht in jedem Fall und in jeder Hinsicht alsbald und 
in vollem Umfang eintreten. Ebenso natürlich ist es, daß 
diese oder jene rechtliche Regelung eines Tages nicht 
mehr dem gesellschaftlichen Entwicklungsstand entspricht. 
Daher ist die Gesetzgebung eine ständige Aufgabe. Im 
Programm der SED wird folgerichtig „der planmäßige 
Ausbau der sozialistischen Rechtsordnung entsprechend 
dem Reifegrad der sozialistischen Gesellschaft“ gefordert.8

Eine ständige Aufgabe ist es auch, die Übereinstimmung 
der Rechtsnormen mit der gesellschaftlichen Entwicklung 
zu prüfen und u. U. die Zielsetzung rechtlicher Regelungen 
oder die Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele zu ver­
ändern. Dazu gehört es u. a., die Tatbestandsbeschreibun­
gen, die Rechtsfolgen, die Sanktionen, die Struktur der 
Rechte und Pflichten auf ihre Exaktheit und Gesellschafts­
gemäßheit hin zu überprüfen. Ferner sind eventuelle 
Rechtslücken aufzuspüren und — sofern dies notwendig 
ist — Wege zu ihrer Beseitigung einzuleiten.

Die Kontrolle der Wirksamkeit des sozialistischen Rechts 
muß sich auch auf die Frage erstrecken, ob eine Rechts­
norm eventuell Nebenwirkungen zeitigt. Unbeabsichtigte 
Nebenwirkungen treten nicht immer zeitlich parallel mit 
den von der Norm angestrebten Resultaten auf, sondern 
machen sich mitunter erst viel später bemerkbar. Das Ver­
hältnis der verschiedenen Wirkungen wirft die Frage nach 
den Stimuli im Wirkungsprozeß des sozialistischen Rechts 
auf.

Als ein anschauliches Beispiel für die erfolgreiche Lö­
sung dieser Problematik kann das Gesetz über die Unter­
brechung der Schwangerschaft vom 9. März 1972 (GBl. I
S. 89) angesehen werden. Das Hauptziel dieses Gesetzes 
ist es, als Bestandteil der weiteren Durchsetzung der realen 
Gleichberechtigung in unserer Gesellschaft eine größere 
Selbstbestimmung der Frau über sich selbst zu erreichen. 
Eine unerwünschte Nebenwirkung wäre beispielsweise ein 
Rückgang der Geburtenziffer gewesen. Diese Nebenwirkung 
wurde vermieden, weil parallel zu diesem Gesetz ver­
schiedene sozialpolitische Maßnahmen beschlossen wurden, 
die soziale Unterstützung usw. für Geburten gewähren.

Die Kontrolle der Wirksamkeit kann sich immer nur auf 
die Wirksamkeit bestimmter Rechtsnormen beziehen. Die 
gesellschaftliche Wirksamkeit des sozialistischen Rechts zu 
analysieren heißt, theoretisch und praktisch konkret wer­
den.

Zur 'Wirksamkeitsanalyse des Rechts

Bei aller Einheitlichkeit, im Grundsätzlichen sind die Be­
dingungen und Faktoren der Wirksamkeit des Rechts und 
die Mechanismen der Wirkungsprozesse in verschiedenen 
Bereichen des gesellschaftlichen Lebens und auch in ver­
schiedenen Rechtszweigen sehr unterschiedlich. Deshalb 
sind auch unterschiedliche Formen und Methoden notwen­
dig, um die Wirksamkeit der Rechtsnormen zu analysieren. 
Auf einige Gesichtspunkte dieser Aufgabenstellung soll im 
folgenden hingewiesen werden.

1. Zunächst ist Klarheit über das Wesen und den Be­
griff der Wirksamkeit einer Rechtsnorm zu schaffen.

Wir verstehen unter Wirksamkeit der Rechtsnorm das 
„Verhältnis zwischen dem faktisch erreichten, tatsächlichen 
Ergebnis ihres Wirkens und dem sozialen Ziel, zu dessen 
Erreichung diese Norm gesetzt wurde“9. Wirksamkeit des 
Rechts bzw. einer Rechtsnorm bringt also ein Verhältnis 
zum Ausdruck und nicht lediglich einen faktisch eingetre­
tenen Zustand; sie ist etwas anderes als bloße Wirkung 
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eine Einschätzung, zu der man gelangt, wenn man das Ziel 
(Sollwert) mit dem Ergebnis (Istwert) vergleicht, wenn 
man das Erreichte am Ziel als Maßstab mißt.

2. Aus dieser Kennzeichnung der Wirksamkeit des 
Rechts bzw. einer Rechtsnorm als Grad der Zielerreichung 
folgt, daß die Wirksamkeit zu graduieren und zu quantifi­
zieren ist. Durch Untersuchung der unterschiedlichen Wirk­
samkeitsbedingungen ist zu klären, warum die Wirksam­
keit gleicher oder ähnlicher Rechtsnormen in einem Falle 
größer und in einem anderen geringer ist.

3. Die Wirksamkeitsanalyse setzt Klarheit über die 
politischen und sozialen Ziele voraus, zu deren Erreichung 
die betreffende Rechtsnorm gesetzt wurde. Oft sind diese 
Ziele aus der Präambel oder aus Grundsatzbestimmungen 
der Norm unmittelbar zu entnehmen. Mitunter müssen sie 
aber erst aus dem rechtspolitischen Anliegen der betref­
fenden Rechtsnorm erschlossen werden. Namentlich bei 
größeren Kodifikationen ist das generelle Ziel des betref­
fenden Gesetzbuchs ein zu allgemeiner Maßstab, der für 
die Analyse der Wirksamkeit einzelner Rechtsnormen nicht 
ausreicht.

4. Die größte Schwierigkeit bereitet die Beurteilung 
ob und inwieweit ein bestimmtes soziales Ergebnis Folge 
(Wirkung) einer bestimmten Rechtsnorm oder eines Kom­
plexes von Rechtsnormen ist. Um diesen speziellen (kau­
salen) Zusammenhang aus den universellen Wechselbezie­
hungen, aus der Vielzahl der wirkenden Faktoren und Be­
dingungen, die auch zur Herbeiführung des festgestellten 
sozialen Ergebnisses beigetragen haben, herauszulösen, 
bedarf es einer theoretischen Abstraktion, die sich auf 
eine hinreichende Menge soziologisch-empirischer Daten 
stützen kann und die durch die Erfahrung der gesellschaft­
lichen Praxis gereift ist.
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Uber diese Definition wird aber — auch in der Sowjetunion — 
noch diskutiert. Andere Autoren wollen nicht nur das Verhält­
nis von Ziel und Ergebnis, sondern auch das Verhältnis von 
Aufwand und Nutzen mit erfaßt wissen.

Nochmals: Zum Beginn der 
mündlichen Verhandlung in Zivilsachen
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Die Frage, wann die mündliche Verhandlung in Zivil­
sachen beginnt, scheint auf den ersten Blick eine typische 
Juristenfrage zu sein. Wenn sie — wie H. K e l l n e r *  1  
sagt — dennoch häufig gestellt wird, so insbespndere der 
Kostenberechnung wegen. Erklärt ein Kläger im Termin — 
um noch nicht von mündlicher Verhandlung zu sprechen —, 
daß er die Klage zurücknimmt, so muß entschieden wer­
den, ob er von Gerichtskosten gemäß § 166 Abs. 2 ZPO 
befreit ist oder ob er gemäß § 166 Abs. 3 ZPO eine halbe 
Gebühr -zu tragen hat. Wirkte ein Rechtsanwalt mit, ist 
zu prüfen, ob ihm eine Verhandlungsgebühr zusteht.

Jedes Gesetz bedarf der Auslegung. Das kann dazu füh­
ren, daß der hieran gewöhnte Jurist u.'U. auch dort etwas 
auslegt, wo nichts auszulegen ist Unser neues Zivilver­
fahrensrecht „ist für die Bürger überschaubar gegliedert. 
Es ist in einer klaren Sprache gehalten. Es regelt komplex


